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Regionale Teilflächenziele 2032 

Erläuterungen zur Festlegung der regionalen Teilflächen-

ziele zur Erreichung des landesweiten Flächenbeitragswer-

tes nach dem Windenergieflächenbedarfsgesetz 

Anlass 

Das Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für Windenergieanlagen an Land (Windenergieflä-

chenbedarfsgesetz - WindBG) gibt vor, dass in Bayern bis zum 31. Dezember 2032 ein Anteil von min-

destens 1,8 % der Landesfläche für die Windenergie an Land (Flächenbeitragswert) auszuweisen ist. 

Die zur Erreichung dieses Flächenbeitragswertes notwendigen Flächen sollen in Bayern in den regio-

nalen Raumordnungsplänen ausgewiesen werden, wofür die Regionen entsprechende regionale Teil-

flächenziele erfüllen müssen, die in Summe den Flächenbeitragswert erreichen.  

Das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP), das am 01.06.2023 in Kraft getreten ist, verteilt den 

bayerischen Flächenbeitragswert von 1,1 %, der gemäß dem WindBG bis zum 31. Dezember 2027 zu 

erreichen ist, derzeit einheitlich auf alle Planungsregionen in gleicher Höhe. Bei dem Flächenbeitrags-

wert von 1,8 % erscheint hingegen angesichts des begrenzten Potenzials in einigen Regionen eine 

differenzierte Ausgestaltung der regionalen Teilflächenziele zwingend notwendig. 

Potenzialanalyse Windenergieflächen 

Die fachliche Basis der regionalen Teilflächenziele bildet die Potenzialanalyse Windenergieflächen für 

regionale Windenergiesteuerungskonzepte, welche das Ökoenergie-Institut Bayern (ÖIB) im Auftrag 

des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) erstellt 

hat. 

Methodik 

Die Berechnung des Potenzials erfolgt in Anlehnung an die Analyse der Flächenverfügbarkeit für Wind-

energie an Land post-2030 der Guidehouse Germany GmbH (nachfolgend: Bundesanalyse), welche im 

Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) erstellt wurde und die Grund-

lage für die Festlegung der WindBG-Flächenbeitragswerte bildete. Die Kriterien und Gewichtungen der 

Bundesanalyse wurden einer fachlichen Überprüfung unterzogen und gegebenenfalls angepasst oder 

ergänzt. Beispielsweise verweist die aus dem Jahr 2022 stammende Bundesanalyse im Hinblick auf die 

Windhöffigkeit darauf, dass sich die zu erwartende Wirtschaftlichkeit an Standorten mit weniger als 

6,5 m/s in 150 m Höhe ändere, da im Referenzertragsmodell der Korrekturfaktor zukünftig bis 50 % 
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Standortgüte fortgeführt werde und zudem ausgeprägte Schwachwindanlagen mit hohen Nabenhöhen 

und geringer spezifischer Flächenleistung am Markt verfügbar seien. Für Bayern als Land in der Süd-

region, indem Gütefaktoren von weniger als 60 Prozent anzuwenden sind (§ 36h Abs. 1 Satz 2 EEG 

2023), sind diese Rahmenbedingungen von entscheidender Bedeutung und können nicht unter Hinweis 

auf verbleibende Unsicherheiten dahinstehen. Es erfolgt daher eine eigenständige Bewertung der Wind-

höffigkeit basierend auf den Erkenntnissen aus dem Bayerischen Windatlas 2021. 

Methodische Grundsätze: 

 Es wurden Ausschlussflächen definiert, auf denen eine Windenergienutzung kategorisch ausge-

schlossen ist. Diese Flächen (untenstehend rot markiert) können aus rechtlichen, technischen oder 

wirtschaftlichen Gründen nicht für die Windenergienutzung in Anspruch genommen werden.  

 Den nicht kategorisch ausgeschlossenen Restriktionsflächen (untenstehend gelb markiert) wurden 

entsprechend den unterschiedlich starken Raumwiderständen sogenannte Konfliktrisikoklassen 

(KRK) zwischen 1 (sehr geringes Konfliktrisiko) und 5 (sehr hohes Konfliktrisiko) zugeordnet. Die 

Bewertung des Konfliktrisikos erfolgt nach fachrechtlicher Bedeutung, Empfindlichkeit der Flächen-

kategorie gegenüber Windenergienutzung und der Wahrscheinlichkeit des Konflikts. 

 Aus Gründen der Nachvollziehbarkeit und Vergleichbarkeit mit der Bundesanalyse werden auch 

Restriktionsflächen aufgeführt, bei denen keine nennenswerte Beeinträchtigung des Flächenpoten-

zials im regionalpanerischen Maßstab angenommen wird (KRK 1). Nicht gesondert dargestellt wer-

den Flächen, die hier grundsätzlich nicht als Restriktion eingeordnet werden, wie Grün- oder Wald-

flächen ohne besondere Schutzkategorie. 

 Aggregation nach dem Maximalwertprinzip: Für jede Flächeneinheit ist die höchste vorliegende KRK 

für den Konfliktrisikowert (KRW) entscheidend. Überlagern sich beispielsweise auf einer Fläche die 

Entwicklungszone eines Biosphärenreservates (KRK 2) und ein Dichtezentrum Zone 2 (KRK 3), wird 

der Flächeneinheit der KRW 3 zugewiesen. 

 Überlagern sich zwei oder mehr Flächenkategorien, die Konflikte mit unterschiedlichen Schutzgut-

gruppen (abiotisch, biotisch, anthropogen) abbilden und jeweils eine KRK von mindestens 3 aufwei-

sen, so wird der KRW der Flächeneinheit um eine Stufe erhöht. 

 Um ein konkretes Windflächenpotenzial zu erhalten, werden die Flächen entsprechend ihres KRW 

mit den KRW-Faktoren multipliziert: 

KRW 1 KRW 2 KRW 3 KRW 4 KRW 5 KRW 6 

100 80 60 20 5 0 

 

Bei den verwendeten Kriterien wurde eine größtmögliche Übertragbarkeit auf die Regionalplanung an-

gestrebt. Dennoch mussten insbesondere aufgrund der Datenlage Pauschalierungen vorgenommen 

werden und die Berechnungen auf Datensätze begrenzt werden, die bayernweit in vergleichbarer Qua-

lität vorliegen. Die Ergebnisse der Potenzialanalyse für Windenergieflächen stellen somit nur bestmög-

liche Näherungswerte dar. 
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Datengrundlage 

Die Grundlage der Potenzialanalyse bilden Daten der Gebietskulisse Wind, Daten des Rauminformati-

onssystems Bayern (RISBy) sowie aus den Ressorts zugelieferte Daten.  

Windhöffigkeit 

Kriterium Abstand (m) KRK 

Windhöffigkeit in 160 m Höhe unter 4,8 m/s   

 
Der aktualisierte Bayerische Windatlas 2021 gibt einen ausführlichen Überblick über die Windverhält-

nisse in ganz Bayern. Dort wird auch ausgeführt, dass in Gebieten mit mittleren Windgeschwindigkeiten 

von unter 4,8 m/s davon auszugehen ist, dass Windenergieanlagen nicht wirtschaftlich zu betreiben 

sind. Da moderne Anlagen in der Regel deutlich höher gebaut werden, erscheint es sinnvoll, die Wind-

geschwindigkeiten in der Höhe von 160 Metern zu betrachten. Die Mindestgeschwindigkeit oberhalb 

derer ein wirtschaftlicher Betrieb von Windenergieanlagen (WEA) möglich erscheint, wird in Bayern bei 

der Berechnung des Potenzials daher auf 4,8 m/s in 160 m Höhe festgelegt.  

Siedlung, Infrastruktur 

Kriterium Abstand (m) KRK 

In Flächennutzungsplänen ausgewiesene aber noch nicht bebaute 
Flächen (nur teilweise, s.u.) 

siehe Text  

Bebaute Wohnbauflächen im Innenbereich 800  

Bebaute Wohnbauflächen im Außenbereich 400  

Bebaute gemischte Bauflächen im Innenbereich 800  

Bebaute gemischte Bauflächen im Außenbereich 400  

Bebaute gewerbliche Bauflächen 300  

Bebaute Sonderbauflächen: Flächen bes. funktionaler Prägung mit 
bes. Ruhebedarf (Kurgebiete) 

800  

Bebaute Sonderbauflächen: Gebiete für Sport und Freizeit inkl. 
Camping 

400  

 

Alle Verkehrsflächen der Straße und Schiene   

Raststätten und -plätze   

Bundesautobahnen 120  

Bundes- und Staatsstraßen 100  

Kreisstraßen 95  

Gemeindestraßen 90  

Bahnverkehrsanlagen   

Schienenwege 100  

Hochspannungsfreileitungen, Umspannwerke 180  

 

Flughäfen und -plätze   



Regionale Teilflächenziele 2032 
 
 

4 
 

Bauschutzbereiche der Flughäfen und -plätze    

Anlagenschutzbereiche ziviler Luftfahrt wie Drehfunkfeuer, Anflug-
schneisen (Bauschutzbereich) 

3000  

Truppen-/Standortübungsplätze    

Sonst. milit. Ausschlussbereiche, Sperrgebiete   

Hubschraubertiefflugstrecken 3000 (Korridor)  

 

Wehrtechnische Dienststelle 81 (Greding)   

Anlagenschutzbereiche zivile Luftfahrt z.B. Entfernungsmessge-
räte, beschränkte Bauschutzbereiche1 

 5 

Anlagenschutzbereiche zivile Luftfahrt Drehfunkfeuer1 3000 bis 15000 3 

MVA bis 200 m Höhe1  5 

MVA 200 m bis 260 m1  3 

MVA 260 m bis 300 m1  1 

Militärische Interessensbereiche z.B. Radaranlagen1  1 

 
Siedlungsflächen und Abstände zu Siedlungsflächen werden je nach Nutzungsart (siehe Tabelle oben; 

§ 1 BauNVO) berücksichtigt. Das „Amtliche Topographisch-Kartographische Informationssystem“ (AT-

KIS) als bundesweit einheitliches geodatenbasiertes Informationssystem bildet dafür die Datengrund-

lage. Mittels der ATKIS-Daten kann ausschließlich die Bestandsbebauung berücksichtigt werden.  

Ergänzend zu der zu berücksichtigten Bestandsbebauung (aus ATKIS) werden die durch Flächennut-

zungspläne gesicherten Flächen (unbebaut) berücksichtigt, mit Ausnahme von Sonderbauflächen, da 

hier nicht automatisiert abgrenzbar ist, um welche Flächen es sich handelt (abgrenzbare Datensätze 

mit Kennzeichnung u.a. als Windenergiegebiete erfolgten erst in den neueren Bestandserfassungen). 

Bebauungspläne werden aufgrund der unvollständigen Datenlage nicht berücksichtigt.  

Die TA Lärm legt Grenzwerte fest, die am Immissionsort einzuhalten sind. Auf der Basis der Vorgaben 

zum Schallschutz werden konkrete Abstände, die Windenergieanlagen zur Wohnbebauung einhalten 

müssen, zwar erst im Genehmigungsverfahren festgelegt, sie werden aber im Rahmen der Erstellung 

der Potenzialanalyse für bestimmte Gebietskategorien berücksichtigt. Dabei erfolgte eine Orientierung 

an der Flächenanalyse des Bundes. In der Bundesanalyse sind gemischte Bauflächen nicht explizit 

genannt, sondern werden unter der Bezeichnung „Wohnnutzungen im Innenbereich“ subsumiert. Für 

die Potenzialeinschätzung werden unterschiedliche Abstände für Innen- und Außenbereich vorgesehen. 

Zu Flächen mit Wohnnutzung werden im Außenbereich 400 m Puffer und im Innenbereich 800m Puffer 

miteinbezogen. Zu gewerblichen Bauflächen werden 300 m Puffer berücksichtigt. 

Bezüglich der Abstände zu Straßen wurden die Änderungen im Gesetz zur Beschleunigung von Ge-

nehmigungsverfahren im Verkehrsbereich und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/1187 über die 

Straffung von Maßnahmen zur rascheren Verwirklichung des transeuropäischen Verkehrsnetzes (Art. 1 

Nr. 3; Inkrafttreten 29.12.2023) berücksichtigt, woraus sich ein Unterschied zur Bundesanalyse ergibt. 

 

1 Anthropogene Schutzgutgruppe 
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Nach der Gesetzesänderung sind Windenergieanlagen, bei denen nur der Rotor in die Anbaubeschrän-

kungszone von Bundesautobahnen (100 m) und Bundesstraßen (40 m) hineinreicht, vom Zustimmungs-

erfordernis der Straßenbaubehörde befreit. Die Anbauverbotszone beträgt bei Bundesautobahnen 40 

m, bei Bundesfern- und Staatsstraßen 20 m, bei Kreisstraßen 15 m und bei Gemeindestraßen 10 m. 

Rechnet man einen fiktiven Rotorradius von 80 m hinzu (Referenzanlage Bundesanalyse 165 m Rotor-

durchmesser), ergeben sich die oben angenommenen Abständen. Die Abstände sind so zu verstehen, 

dass das Windenergiegebiet bis an den Rand des vorgesehenen Ausschlusses reichen darf und der 

Rotor dabei die ausgeschlossene Fläche überstreichen kann (Rotor-Out). 

Für Bahntrassen existieren keine gesetzlichen Vorgaben, sodass hier in Abstimmung mit dem StMB die 

Bundeseinschätzung herangezogen wird. 

In der Praxis sind zu Freileitungen der Hoch- und Höchstspannungsebene Abstände gemäß der DIN 

EN 50341-2-4 einzuhalten. Demnach sollte der Abstand des Turmfußes der Windenergieanlage zu Frei-

leitungen ab 110 kV einen Rotorradius zuzüglich eines spannungsabhängigen Mindestabstands von 30 

m sowie einem individuellen Arbeitsraumabstand betragen. In der Bundesanalyse wurde für die Raum-

bewertung aufgrund der Annahmen zur weiteren Entwicklung der Anlagentechnologien und Steigerun-

gen der Rotorblattlänge pauschal ein Ausschluss der Flächen im Abstand von 180 m zu Freileitungen 

definiert, der für Bayern übernommen wird.  

Bei den Anlagenschutzbereichen der zivilen Luftfahrt ist im Datensatz der Luftämter bereits der jeweilige 

geforderte Schutzabstand enthalten. In der Bundesanalyse wird ein pauschaler Schutzabstand von 

1760 m angenommen. 

Mindestführhöhen (Minimum Vectoring Altitude - MVA) stellen eine Beschränkung durch maximale Bau-

höhen dar, die in der Bundesanalyse nicht berücksichtigt wurde. Nach Angabe des Bundesamts für 

Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) seien pauschale Anpas-

sungen bei den maximalen Bauhöhen derzeit nicht möglich (d.h. für höhere Anlagen ist in der Regel mit 

Ablehnungen auf Genehmigungsebene zu rechnen). In Einzelfällen sei eine Anhebung lt. BAIUDBw ggf. 

denkbar. Die aktuelle Antragssituation bei Genehmigungen für Windenergieanlagen zeigt, dass über-

wiegend Gesamthöhen bei Windenergieanlagen von über 250 m bis 285 m geplant sind, daher werden 

MVA < 200 m mit KRK 5 und MVA 200-260 m mit KRK 3 eingewertet. 

Die Wehrtechnische Dienststelle 81 für Informationstechnologie und Elektronik im bayerischen Greding 

stellt eine besondere militärische Forschungs- und Erprobungseinrichtung dar, in deren Einflussgebiet 

ein störungsfreies, militärisches Mess- und Testfeld erforderlich ist. Der Schutzbereich wird ausnahms-

los freigehalten und damit als Ausschlussfläche behandelt. 

Bei militärischen Interessensbereichen wie z.B. Radaranlagen kommt es laut Rücksprache mit dem 

BAIUDBw durch geringfügige Veränderungen in der Standortwahl und ggf. Abschaltungen der Wind-

energieanlagen zu so gut wie keinen Ablehnungen der Windenergieanlage aus diesen Gründen. Es 

erfolgt daher eine Einwertung mit KRK 1. 
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Naturschutz 

Kriterium Abstand (m) KRK 

Nationalparke   

Naturschutzgebiete   

Flächenhafte Naturdenkmale und geschützte Landschaftsbestand-
teile  

  

Naturwaldreservate und Naturwaldflächen   

Nationale Naturmonumente   

Rechtlich festgesetzte Ausgleichs- und Ersatzflächen (Ökoflächen-
kataster)2 

 1 

Landschaftsschutzgebiete (LSG) 

Natura 2000 Flächen innerhalb eines LSG   

LSG Höhenrücken/ visuelle Leitlinien2 
sehr hohe Fernwirkung 

1000 4 

LSG Höhenrücken/ visuelle Leitlinien2 
hohe Fernwirkung 

300  3 

Wertstufen 4 und 5 der Schutzgutkarte Landschaftsbild innerhalb 
eines LSG2 

 4 

Landschaftsbild, Arten- und Lebensräume 

Schutzgut Landschaftsbild Stufe 51   2 

Schutzgut Arten- und Lebensräume Stufe 4 und 52  3 

Biosphärenreservate 

Kernzone   

Pflegezone1   5 

Entwicklungszone1  2 

Gesetzlich geschützte Biotope 

Alpen, Flachland, Stadt, Militär2    

Alpen 

Alpenplan Zone C     

FFH-Gebiete. SPA Gebiete außerhalb LSG 

FFH-Gebiete2   5 

SPA-Gebiete2  5  

1000 3 

Vogel- / Fledermausschutz 

Dichtezentrum Zone 12  5 

Dichtezentrum Zone 1 Rotmilan, Seeadler2  4 

Dichtezentrum Zone 22  3 

Dichtezentrum Zone 2 Rotmilan, Seeadler2  2 

WEA-sensible Fledermäuse2  1 

 

2 Biotische Schutzgutgruppe 
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Ramsargebiet2  5  

1000 3 

Waldgebiete 

Bannwald2    3 

Erholungswald2    3 

Schutzwald2    3 

 
Die als Ausschlussflächen definierten geschützten Landschaftsbestandteile sind in Größe und Qualität 

mit den flächenhaften Naturdenkmalen vergleichbar, nehmen insgesamt nur sehr wenig Fläche ein und 

bestehen zum überwiegenden Teil aus gesetzlich geschützten Biotopen. 

Naturwaldreservate werden als Ausschluss behandelt: Laut BayWaldG genießt Naturwald stärkeren 

Schutz als z. B. Schutz-, Bann- oder Erholungswald (vgl. Art. 9 Abs. 7 BayWaldG). Eine differenziertere 

Bewertung im Hinblick auf einen Ausschluss bzw. Konfliktrisiken einzelner Schutzkategorien (z. B. 

Bann- und Schutzwälder) oder nach Waldfunktion (z. B. Wald mit hoher ökologischer Bedeutung oder 

Saatgutbestand) war aufgrund fehlender bundesweiter Daten in der Bundesanalyse nicht möglich. Im 

Gegensatz dazu sind für Bayern entsprechende Daten (siehe Tabelle) vorhanden. 

In Bayern existierte zum Analysezeitpunkt nur ein Nationales Naturmonument (hier als Ausschlussflä-

che), das gleichzeitig Naturschutzgebiet und Natura 2000-Gebiet ist. In der Flächenbilanz ergibt sich 

hieraus keine Änderung. 

Ausgleichs- und Ersatzflächen werden bereits jetzt regelmäßig von Vorranggebieten für Windenergie 

überlagert (vgl. Energieatlas). Es wird daher von einem geringen Konfliktrisiko ausgegangen (KRK 1). 

Landschaftsschutzgebiete (LSG) werden nicht wie beim Bund pauschal (und vor Inkrafttreten des § 26 

Abs. 3 BNatSchG) mit KRK 2 angesetzt. Natura 2000 Gebiete in LSG bleiben laut Gesetz ausgeschlos-

sen. Über die Bundesvorgabe hinaus werden in Bayern nach Vorgabe des StMUV Höhenrücken, visu-

elle Leitlinien und Flächen mit der Landschaftsbildbewertung 4 und 5 als empfindliche Bereiche (UMS 

vom 25.10.2022 des StMUV) innerhalb LSG mit Puffern abhängig von der Fernwirkung mit 300 m bzw. 

1000 m mit KRK 3 bzw. KRK 4 angesetzt. Zonierungen innerhalb des LSG sind wiederum als Potenzi-

alflächen ohne Restriktionen heranzuziehen.  

Das Landschaftsbild Stufe 5 wird mit KRK 2 berücksichtigt. Die Flächenanalyse des Bundes berück-

sichtigt außerhalb von LSG keine Landschaftsbildbewertung. Laut Bundesanalyse würde eine solche 

Landschaftsbildbewertung nicht die spezifische Empfindlichkeit gegenüber Beeinträchtigungen durch 

Windenergieanlagen berücksichtigen. Die fachliche Einschätzung des LfU zu den Eingangskriterien 

weicht von der Bundesanalyse ab. 

Das Schutzgut Arten- und Lebensräume Stufe 4 und 5 wird mit KRK 3 zugrunde gelegt. Ein Großteil 

dieser Fläche (insb. auch Stufe 5) geht bereits in den Ausschlussgebieten für Schutzgebiete (National-

parke, Naturschutzgebiete, Naturwälder, usw.) auf.  
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Die Kernzone der Biosphärenreservate wird analog der Bundesanalyse als Ausschluss definiert. Hin-

sichtlich der Pflegezone wurde abweichend von der Bundesvorgabe eine KRK 5 festgelegt. Sie werden 

in Abstimmung mit dem StMUV nicht als Ausschlusskriterium eingeordnet. Die Entwicklungszone wurde 

in Anlehnung an den Bund mit KRK 2 berücksichtigt.  

Gesetzlich geschützte Biotope werden in Abstimmung mit dem StMUV als Ausschlussflächen gewertet. 

Der Datensatz zu Waldbiotopen ist lückenhaft und bleibt daher unberücksichtigt. 

Die Zone C des Alpenplans wird als Ausschlussfläche gewertet, da davon auszugehen ist, dass hier 

naturschutzfachliche oder -rechtliche Gründe regelmäßig entgegenstehen und aufgrund der unzulässi-

gen verkehrlichen Erschließung die Errichtung von Windenergieanlagen dort kaum möglich ist.  

In LSG sind FFH- und SPA-Gebiete (Natura 2000-Gebiete) als Ausschlussflächen zu werten (§ 26 Abs. 

3 BNatSchG). Für die Bewertung mittels Konfliktrisikoklassen außerhalb von LSG legt Bayern aufgrund 

der Bewertung im Rahmen der RED III-Richtlinie (Art. 15c Abs. 1 lit. a ii RL (EU) 2023/2413) abweichend 

vom Bund eine KRK 5 für diese Gebiete fest. Zu berücksichtigen ist, dass wahrscheinlich entsprechende 

Auflagen (Abschaltzeiten, Antikollisionssysteme etc.) notwendig werden, welche die Wirtschaftlichkeit 

einer Windenergieanlage negativ beeinflussen. Da auch das Potenzial von Flächen außerhalb von SPA-

Gebieten durch Hineinwirken in das Gebiet eingeschränkt werden kann, wird ein Puffer von 1000 m zu 

SPA Gebieten mit KRK 3 angesetzt. 

Dichtezentrenflächen kollisionsgefährdeter Vogelarten der Kategorie 1 sollen in ihrer Gänze möglichst 

nur im Einzelfall herangezogen werden. Sie werden daher mit KRK 5 berücksichtigt. Sie können jedoch 

insbesondere dann herangezogen werden, wenn es um Vogelarten geht, für die bereits taugliche 

Vermeidungsmaßnahmen existieren. Zu berücksichtigen ist, dass entsprechende Auflagen 

(Abschaltzeiten, Antikollisionssysteme etc.) die Wirtschaftlichkeit einer Windenergieanlage negativ 

beeinflussen. Für Dichtezentrenflächen der Kategorie 1 für Rotmilan und Seeadler wird daher KRK 4 

vorgesehen. Dichtezentrenflächen der Kategorie 2 werden dementsprechend niedriger mit KRK 3 bzw. 

für Rotmilan und Seeadler mit KRK 2 gewertet. 

Zu Fledermäusen liegen keine Flächendaten, sondern nur Punktdaten durch den Datensatz zu „Brut-

vorkommen WEA-sensible Fledermäuse“ vor, so dass nur Abstandsflächen herangezogen werden kön-

nen. Diese werden in Anlehnung an die Bundesanalyse mit KRK 1 bewertet und bleiben damit unbe-

rücksichtigt. 

Die Ramsargebiete sind in Bayern nahezu vollständig über Natura2000-Gebiete geschützt und erhalten 

abweichend vom Bund eine KRK 5. Dies erfolgt wie bei den Natura2000-Gebieten aufgrund der Bewer-

tung im Rahmen der RED III-Richtlinie (Art. 15c Abs. 1 lit. a ii RL (EU) 2023/2413). Zu berücksichtigen 

ist, dass wahrscheinlich entsprechende Auflagen (Abschaltzeiten, Antikollisionssysteme etc.) notwendig 

werden, welche die Wirtschaftlichkeit einer Windenergieanlage negativ beeinflussen. Da auch das Po-

tenzial von Flächen außerhalb der Gebiete durch Hineinwirken in das Gebiet eingeschränkt werden 

kann, wird ein Puffer von 1000 m zu Ramsargebieten mit KRK 3 angesetzt. 



Regionale Teilflächenziele 2032 
 
 

9 
 

Wasserwirtschaft 

Kriterium Abstand (m) KRK 

Oberirdische Gewässer: flächenhafte 1. + 2. + 3. Ordnung3 G1/G2: 10  

G1/G2: ab 10 
 bis 60 
G3: 10 

3 

Oberirdische Gewässer: linienhafte 1. + 2. + 3. Ordnung3 G1/G2: 10 
G3:   0 

 

G1/G2: ab 10  
bis 60 

G3: 10 

3 

Vorranggebiete Wasserversorgung3  1 

Vorbehaltsgebiete Wasserversorgung3  1 

Vorschläge Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Wasserversorgung3   1 

Trinkwassereinzugsgebiete3  1 

Festgesetzte und planreife Wasserschutzgebiete, Zonen I und II3   

Festgesetzte und planreife Wasserschutzgebiete, Zonen III (unge-
gliedert), IIIA, IIIB3 

  2 

Heilquellenschutzgebiete, alle qualitativen Zonen (mit römischen 
Ziffern) mit Status "festgesetzt, planreif, beantragt" (also ohne "im 
Entwurf")3 

  

Heilquellenschutzgebiete, alle quantitativen Zonen (mit Buchsta-
ben) mit Status "festgesetzt, planreif, beantragt" (also ohne "im Ent-
wurf")3 

  1 

Überschwemmungsgebiete, festgesetzt oder vorl. gesichert3   5 

Überschwemmungsgebiete, ermittelt3   1 

Moorböden3  5 

 
Neben den oberirdischen Gewässern werden die Gewässerrandstreifen nach Art. 16 BayNatSchG und 

Art. 21 BayWG teilweise ausgenommen. Insoweit wird nach den Gewässerordnungen (Gewässer erster 

bis dritter Ordnung) differenziert. Bei G1 und G2 ist beispielsweise der Gewässerrandstreifen von 10 m 

als Ausschluss zu behandeln und der Gewässerrandstreifen von 10˗60 m als Restriktion. 

Die Einstufung der Überschwemmungsgebiete (KRK 5) erfolgt vor dem Hintergrund der Regelung nach 

§ 78 Abs. 1 WHG, wonach die Überplanung von Überschwemmungsgebieten im Außenbereich grund-

sätzlich verboten ist.  WEA in Überschwemmungsgebieten sind nur in engen Ausnahmefällen und unter 

Auflagen bzgl. hochwasserangepasster Bauweise möglich. 

Eine bayernweite einheitliche Datenbasis mit qualitativen Aussagen zu Moorböden existiert nicht. In der 

Stellungnahme aus dem StMUV vom 05.10.2023 heißt es: „Soweit degradierte An- und Niedermoore 

für eine Wiedervernässung in Betracht kommen, sollten die potenziellen Windenergieanlagen das Po-

tenzial eines Speichers von CO2 und Wasser nicht verkleinern. […] Vernässte Moorböden sollen für 

 

3 Abiotische Schutzgutgruppe 
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Windenergieflächen möglichst ausgeschlossen werden.“ Da nicht pauschal in allen Fällen von einem 

Ausschluss ausgegangen werden kann, werden Moorflächen als Restriktionsflächen mit KRK 5 einge-

wertet. 

Geologie 

Kriterium Abstand (m) KRK 

Vorranggebiete für Rohstoffe1 0 oder  
300 Sprengabst.  

 

Genehmigte Gebiete für oberflächigen Abbau von  
Bodenschätzen1 

  

Vorbehaltsgebiete für Rohstoffe1 0 oder  
300 Sprengabst 

3 

Geotope1 300 1 

Erdbebenmessstationen1 1000 bis 15000  

Wetterradar1 5000  

 
Vorranggebiete für Rohstoffe und genehmigte Gebiete für oberflächigen Abbau von Bodenschätzen sind 

in der Bundesanalyse nicht vorgesehen, gelten aufgrund des Vorrangs für Rohstoffnutzung hier aber 

als Ausschlussflächen. Vorbehaltsgebiete für Rohstoffe werden mit KRK 3 sowie je nach Rohstoff an-

gemessenem Sprengabstand von bis zu 300 m mit KRK 3 bewertet.  

Einschränkungen des Flächenpotenzials durch Geotope bleiben analog der Bundesanalyse unberück-

sichtigt (KRK 1). 

Seismologische Stationen werden abhängig von ihrer Bedeutung mit unterschiedlichen Schutzradien 

belegt. Durch die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) wurde eine aktuelle, ge-

oreferenzierte Auflistung der in Deutschland in Betrieb befindlichen Stationen bereitgestellt und eine 

Einordnung der Funktion der Stationen genannt. Ein besonderer Schutzstatus wird für den Messarray 

im Bayerischen Wald angesetzt, indem um eine zentrale Messstation des Arrays ein Radius von 15 km 

als Ausschlussfläche angenommen wird. Für die übrigen BGR-Breitbandstationen gilt ein Ausschluss-

bereich von 5 km. Die Schutzbereiche bei den bayerischen Erdbebenmessstationen stellen sich wie 

folgt dar: Zu den fünf Breitbandstationen, die z. T. in das Netzwerk des internationalen Erdbebendienstes 

eingebunden sind, soll ein Mindestabstand von 3 km als Ausschlussbereich eingehalten werden. Für 

die restlichen Erdbebenmessstationen gilt für WEA ein Mindestabstand von 1 km als Ausschlussbereich.  

Bei den Wetterradarstationen wird ein Ausschluss im Umkreis von 5 km vorgesehen.  

Denkmalschutz 

Kriterium Abstand (m) KRK 

Besonders landschaftsprägende Denkmäler (ca. 100) 1 2500  5 

ab 2500  
bis 10000 

2 
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Seit Juli 2023 ist nach dem Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) nur bei der Errichtung, 

Veränderung oder Beseitigung von Windenergieanlagen in der Nähe von „besonders landschaftsprä-

genden Denkmälern“ (Art. 6 Abs. 7 bzw. Art. 7 Abs. 5 Satz 3 Nummer 1 und Satz 4 BayDSchG) bzw. 

bei möglichen Auswirkungen auf den Bestand eines Bodendenkmals (Art. 7 Abs. 5 Satz 3 Nummer 2 

BayDSchG) eine denkmalrechtliche Erlaubnis vorgesehen. In der Regel ist eine erhebliche Beeinträch-

tigung der „besonders landschaftsprägenden Denkmäler“ in einem Umkreis von ca. 2,5 km festzustellen 

(„Schutzabstand“). Eine Beteiligung der Denkmalschutzbehörden und der Denkmalfachbehörden zur 

Untersuchung der Auswirkungen von Windenergieanlagen auf diese Denkmäler ist hingegen in einem 

Umkreis von ca. 10 km erforderlich („Prüfabstand“), um den individuellen Gegebenheiten Rechnung 

tragen zu können. 

Es wird angenommen, dass die Realisierungschancen von Anlagen im Umkreis von 2,5 km zu beson-

ders landschaftsprägenden Denkmälern äußerst gering sind. Ausnahmen davon sind denkbar. Die Um-

stände, die zu solchen Ausnahmen führen könnten, sind dann von der Denkmalbehörde vorzugeben 

bzw. zu beurteilen. In einem Abstand größer als 10 km wird vermutet, dass Belange des Denkmalschut-

zes der Anlage nicht entgegenstehen. 

Topographie 

Kriterium Abstand (m) KRK 

Hangneigung >30 %   

Flächengröße < 1ha   

 
Eine zu große Hangneigung stellt ein bedeutendes Hindernis dar, da insbesondere Zuwegung, Trans-

port und Errichtung von Windenergieanlagen problematisch sein können. Flächen mit einer Hangnei-

gung von mehr als 30 % werden daher ausgeschlossen.  

Mindestflächengröße: Flächen unter 1 ha bleiben aus Gründen der begrenzten Rechenleistung unbe-

rücksichtigt.  

Analyseergebnis  

Die Berechnungen ergaben folgende Flächenpotenziale für die einzelnen Regionen, wobei die Regio-

nen Südostoberbayern ein Potenzial unter 1,8 % aufweisen und die Suchfläche aufgrund mangelnder 

Windhöffigkeit in vier Regionen besonders deutlich reduziert wurde (alle Angaben in Prozent der Regi-

onsfläche): 

Region Potenzial Mangelnde Windhöffigkeit 

1 Bayerischer Untermain 7,41 2,92 

2 Würzburg 8,45 1,92 

3 Main-Rhön 11,24 1,71 

4 Oberfranken-West 7,05 0 
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5 Oberfranken-Ost 6,9 0 

6 Oberpfalz-Nord 8,41 0 

7 Nürnberg 2,79 0 

8 Westmittelfranken 7,76 0 

9 Augsburg 10,09 0 

10 Ingolstadt 3,07 0 

11 Regensburg 4,59 3,83 

12 Donau-Wald 2,11 48,39 

13 Landshut 3,75 0,16 

14 München 3,67 1,11 

15 Donau-Iller 4,14 0 

16 Allgäu 2,15 46,58 

17 Oberland 1,88 60,77 

18 Südostoberbayern 1,65 46,31 

Ableitung der Teilflächenziele  

Angesichts des Analyseergebnisses erscheint eine differenzierte Ausgestaltung der regionalen Teilflä-

chenziele zwingend notwendig. Der konkreten Ausgestaltungen liegen folgende Ziele zugrunde:  

 In Anlehnung an die Bundesvorgaben sollen erhebliche Unterschiede zwischen den Regionen mög-

lichst vermieden werden. Es erfolgt daher keine rein potenzialbasierte Verteilung zu Lasten der Re-

gionen mit einem hohen Potenzial.  

 Unzumutbar geringe Potenziale müssen durch reduzierte regionale Teilflächenziele berücksichtigt 

werden.  

 Im Sinne einer landesweit gerechten Methodik geht eine Verringerung der Teilflächenziele mit einer 

Verringerung der Handlungsspielraums bzw. einer höheren Potenzialnutzung einher. Höhere Teil-

flächenziele korrespondieren mit einem größeren Handlungsspielraum der jeweiligen Region. 

 Insgesamt muss der landesweite Flächenbeitragswert erreicht werden. Die Regionen können frei-

willig weitergehende Festlegungen treffen, sollen hierzu aber nicht verpflichtet werden. Die Teilflä-

chenziele sollen daher, entsprechend § 3 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 WindBG, in Summe den Flächenbei-

tragswert erreichen, diesen aber nur minimal übersteigen. 

Vor diesem Hintergrund werden die regionale Teilflächenziele wie folgt festgelegt: 

 Für die Region mit dem niedrigsten errechneten Potenzial (Südostoberbayern) wird ein TFZ von 

1,3 % festgelegt, so dass die notwendige Potenzialnutzung bei 78,79 % Prozent liegt und somit noch 

ein Handlungsspielraum von etwas über 20 Prozent verbleibt. 
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 Das berücksichtigungsfähige Potenzial wird gedeckelt. Die acht potenzialstärksten Regionen wer-

den mit einem einheitlichen Potenzial in Höhe des Potenzials der achtstärksten Region (Oberfran-

ken-Ost) berücksichtigt. Um den bayernweiten Flächenbeitragswert gemäß Spalte 2 der Anlage zu 

§ 3 Abs. 1 WindBG von 1,8 % der Landesfläche zu erreichen, bedarf es eines TFZ von 2,1 % für 

diese Regionen. Dieses TFZ verlangt von der Region Oberfranken-Ost eine Potenzialnutzung von 

30,43 % ihres errechneten Potenzials. 

 Bei den übrigen neun Regionen kann dann die Festlegung der TFZ nach dem dafür benötigten Grad 

der Potenzialnutzung erfolgen. Ein niedrigeres TFZ muss dabei mit einem erhöhten Potenzialnut-

zungsgrad korrelieren. Mit jeder Absenkung des TFZ um 0,1 Prozentpunkte wird eine um bis zu 6,3 

Prozentpunkten erhöhte Potenzialnutzung als zumutbar angesehen: 

TFZ 2,1 2,0 1,9 1,8 1,7 1,6 1,5 1,4 1,3 

Zumutbare  

Potenzialnutzung (%) 

30,5 36,8 
 

43,1 
 

49,4 
 

55,7 
 

62 
 

68,3 
 

74,6 
 

80,9 
 

Es entstehen so sieben Gruppen an regionalen Teilflächenzielen (alle Angaben in Prozent):  

Region Potenzial Teilflächenziel Rechnerische  

Potenzialnutzung 

3 Main-Rhön 11,24 2,1 18,68 

9 Augsburg 10,09 2,1 20,81 

2 Würzburg 8,45 2,1 24,85 

6 Oberpfalz-Nord 8,41 2,1 24,97 

8 Westmittelfranken 7,76 2,1 27,06 

1 Bayerischer Untermain 7,41 2,1 28,34 

4 Oberfranken-West 7,05 2,1 29,79 

5 Oberfranken-Ost 6,9 2,1 30,43 

11 Regensburg 4,59 1,9 41,39 

15 Donau-Iller 4,14 1,8 43,48 

13 Landshut 3,75 1,8 48,00 

14 München 3,67 1,8 49,05 

10 Ingolstadt 3,07 1,7 55,37 

7 Nürnberg 2,79 1,6 57,35 

16 Allgäu 2,15 1,4 65,12 

12 Donau-Wald 2,11 1,4 66,35 

17 Oberland 1,88 1,4 74,47 

18 Südostoberbayern 1,65 1,3 78,79 
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 Erläuterung: In den Fällen, in denen die tatsächliche Potenzialnutzung hinter der zumutbaren Po-

tenzialnutzung zurückbleibt, hätte ein höheres TFZ eine relative Überbelastung der Region zur 

Folge. So müssten beispielsweise die Regionen Allgäu und Donau-Wald bei einem TFZ von 1,5 % 

einen Anteil von 69,8 % bzw. 71 % ihres errechneten Potenzials für die TFZ-Umsetzung verwenden. 

Werte die über dem für diese TFZ-Klasse als zumutbar angesehenen Wert von 68,3 % lägen.  

Bei der Festlegung dieser Teilflächenziele wurde kein Puffer integriert. Bei ihrer Erfüllung ergibt sich 

landesweit ein Wert von 1,81 % der Landesfläche. Bei einer Unterschreitung der TFZ drohen unmittelbar 

die Folgen einer Verfehlung des landesweiten Flächenbeitragswertes. Die Teilflächenziele sind daher 

ausdrücklich als Mindestziele zu verstehen. Die Regionen werden angehalten, möglichst höhere Werte 

zu erreichen, insbesondere auch im Hinblick auf mögliche Klagen gegen entsprechende Gebietsaus-

weisungen. 
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